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Antwort 
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und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/8136 — 


Erklärung der Staatsduma der Russischen Föderation vom 12. März 1997 


In der Erklärung der Staatsduma der Föderationsversammlung 
der Russischen Föderation „Über die politischen Gerichtsprozesse und 
die außergerichtüchen Verfolgungen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land vom 12. März 1997, die bei wenigen Gegenstimmen und Stimm- 
enthaltungen angenommen wurde, appelliert die Staatsduma „an die 
Behörden der Bundesrepublik Deutschland", die „gerichtliche und 
außergerichtliche Verfolgung von Mitarbeitern des Staatsapparates der 
Deutschen Demokratischen Repubük" einzustellen. Als besonders 
besorgniserregend wird die Tatsache bezeichnet, daß die Justiz der 
Bundesrepubük Deutschland Mitarbeiter des Staats- und Partei- 
apparates der DDR und der SED auch dann vor Gericht stellen und 
aburteilen darf, wenn die Beschuldigten nach den Gesetzen der DDR 
gehandelt haben. 


1. In vv sicher Form hat die Bundesregierung auf die Erklärung der 
Staatsduma reagiert? 

Welche Stellungnahme (n) dazu hat sie abgegeben, und wie lauten 
diese? 

Falls sie keine Stellungnahme abgegeben hat, was waren ihre 
Motive? 


Die Bundesregierung hat die Erklärung der Staatsduma der Rus- 
sischen Föderation vom 12. März 1997 zur Kenntnis genommen. 
Eine Stellungnahme seitens der Bundesregierung ist nicht erfolgt. 
Es ist nicht Aufgabe der Bundesregierung, Erklärungen auslän- 
discher Parlamente zu kommentieren. 


2. Wie bewertet die Bundesregierung die Tatsache, daß die Staatsduma 
der Russischen Föderation als Rechtsnachfolger einer der Unter- 
zeichnerstaaten des „Zwei-Plus- Vier- Vertrages" im Zusammenhang 
mit den Strafprozessen gegen Funktionsträger der DDR „die Ein- 
haltung der Menschenrechte" in der Bundesrepubük Deutschland 
anmahnt? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Auswärtigen Amts vom 16, Juli 1997 über- 
mittelt. 
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Bereits in ihrer Antwort zu Frage 5 der Kleinen Anfrage der 
Gruppe der PDS zur „Strafverfolgung von Funktionsträgem der 
DDR und teilungsbedingte Delikte" (Dmcksache 13/6810) hat die 
Bundesregierung ihre Auffassung deutlich gemacht, wonach die 
Verfolgung von Straftaten von Funktionsträgem der ehemaligen 
DDR nicht gegen Normen des Völkerrechts verstößt. Im übrigen 
wird auf die Antwort zu Frage 1 Bezug genommen. Zur Vermei- 
dung von Mißverständnissen weist die Bundesregierung darauf 
hin, daß die Russische Föderation - und nicht die Staatsduma - 
einer der Rechtsnachfolger eines der Unterzeichnerstaaten des 
„ Zwei-Plus- Vier- Vertrages " ist. 


3. Inwieweit sieht die Bundesregierung angesichts der Erklärung der 
Staatsduma - über ihre Sicht in der Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Gruppe der PDS zur „Strafverfolgung von Funktionsträgem der 
DDR und teilungsbedingter Delikte“ (Dmcksache 13/6810) hinaus - 
Handlungsbedarf, die Strafverfolgung von Funktionsträgem der 
DDR wegen hoheitlichen Handelns zu beenden? 

Wenn nein, wamm nicht? 


Ein Handlungsbedarf besteht nicht. Auf die Antwort der Bundes- 
regierung zu der Kleinen Anfrage „Strafverfolgung von Funk- 
tionsträgem der DDR und teilungsbedingter Dehkte" (Druck- 
sache 13/6810), insbesondere auf die Antwort zu Frage 10 der 
Kleinen Anfrage, wird Bezug genommen. 


4 . Erschwert nach Auffassung der Bundesregierung die Strafverfolgung 
von Funktionsträgem der DDR die Erfüllung ihrer völkerrechtlichen 
Pflichten aus dem Vertrag über gute Nachbarschaft, Partnerschaft 
und Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Union der Sozialistischen SowjetrepubÜken vom 9. No- 
vember 1990, „mit der Vergangenheit endgültig abzuschließen und 
durch Verständigung und Versöhnung einen gewichtigen Beitrag zur 
Überwindung der Trennung Europas zu leisten"? 

Teilt die Bundesregiemng unsere Auffassung, daß die Staatsduma 
diese Strafverfolgung zu Recht kritisiert: als gegen einen früheren 
Bündnispartner und damit gegen sich selbst gerichteten Akt? 

Wenn nein, wamm nicht? 


Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. 

Die Strafverfolgung von Funktionsträgem der DDR steht in kei- 
nem Zusammenhang mit dem Vertrag über gute Nachbarschaft, 
Partnerschaft und Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 
vom 9. November 1990. Im übrigen wird auf die vorgenannte 
Antwort der Bundesregiemng zu Frage 5 der vorgenannten Klei- 
nen Anfrage (Dmcksache 13/6810) Bezug genommen. 
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